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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/9583/21-1

Bereich 32 - Ordnung und Verkehr
Hr. Lauterschlag Datum: 

09.02.2023

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Änderung des § 2 Absatz 2 und des § 9a sowie Ergänzung der Überschrift der Sat-
zung für die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg vom 01.05.2018, zuletzt 
geändert am 22.07.21

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 20.02.2023 Ausschuss für Feuerwehr und Gefahrenabwehr

N 02.03.2023 Verwaltungsausschuss

Ö 06.03.2023 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Mit dem Beschluss des Rates der Hansestadt Lüneburg vom 22.07.2021 wurde die erste 
Änderung der Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg vom 
01.05.2018 beschlossen. 
Mit dem o.g. Beschluss wurde durch § 9 a die Hauptberufliche Wachbereitschaft als neue 
Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr in die Satzung aufgenommen. 

Der neu eingefügte § 9 a wurde allerdings zu dem damaligen Zeitpunkt mit der nicht korrek-
ten Überschrift „Hauptamtliche Wachbereitschaft“ versehen. Wie im weiteren Text der Sat-
zung des § 9 a zu entnehmen ist, geht es um eine „Hauptberufliche Wachbereitschaft“

Des Weiteren ist unter § 2 Absatz 2 der Satzung zu lesen: […] „Anweisung für Stadtbrand-
meister“ – wird die weibliche Form „Stadtbrandmeisterin“ hinzugefügt.

Ferner soll für die Satzungsbezeichnung eine Abkürzung eingeführt werden.

Folgende Änderungen sind somit vorzunehmen: 

Überschrift:
Nach den Worten „Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg“ 
werden die Wörter „(Feuerwehrsatzung – FwS)“ eingefügt.
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§ 2 Absatz 2:
„Anweisung für Stadtbrandmeister“ wird ersetzt durch „Anweisung der Stadt Lüneburg 
für die Stadtbrandmeisterin/ den Stadtbrandmeister“

§ 9 a Überschrift:
„Hauptamtliche Wachbereitschaft“ wird ersetzt durch „Hauptberufliche Wachbereit-
schaft“ 

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

x Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)
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□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
x Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 50,00 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen: 2023

c)  an Folgekosten: Veröffentlichung im Amtsblatt

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle: 32 / 12600103  
Produkt / Kostenträger: 32030
Haushaltsjahr: 2023

e)  mögliche Einnahmen: keine

Anlagen:

Lesefassung der 2. Änderung der Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der Hansestadt Lüne-
burg vom 01.05.2018, zuletzt geändert am 22.07.2021

Beschlussvorschlag:

Der als Anlage beigefügten zweiten Änderungssatzung – Änderung des § 2 Abs. 2 und der 
Überschrift des § 9 a) – der Satzung der Freiwilligen Feuerwehr Lüneburg vom 01.05.2018, 
zuletzt geändert am 22.07.2021, wird zugestimmt. 

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT III
Fachbereich 3a - Ordnung und Bürgerservice



 
 

Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg  

(Feuerwehrsatzung – FwS) 

vom 01.05.2018, zuletzt geändert am 21.07.2021 

 

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 

17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zurzeit gültigen Fassung und der §§ 1 und 2 des Nie-

dersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269) in 

der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Hansestadt Lüneburg folgende Satzung für die 

Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg am __.__.____ beschlossen: 

 

§ 1 Organisation und Aufgaben 

Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Hansestadt Lüneburg. Sie besteht zur Si-

cherstellung des Brandschutzes und der Hilfeleistung im gesamten Stadtgebiet der Hanse-

stadt Lüneburg aus den Ortsfeuerwehren Lüneburg-Häcklingen, Lüneburg-Mitte, Lüneburg-

Oedeme und Lüneburg-Rettmer. 

Die Ortsfeuerwehr Lüneburg-Mitte ist als Schwerpunktfeuerwehr (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 der Verord-

nung über die kommunalen Feuerwehren –Feuerwehrverordnung– FwVO vom 30.04.2010 

(Nds. GVBl. S. 185, 284), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17.05.2011 (Nds. GVBl. S. 

125), die Ortsfeuerwehren Häcklingen, Oedeme und Rettmer sind als Stützpunktfeuerwehren 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 2 FwVO) eingerichtet. 

Die Freiwillige Feuerwehr erfüllt die der Hansestadt Lüneburg nach dem Niedersächsischen 

Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehr (NBrandSchG) übertragen-

den Aufgaben.  

§ 2 Leitung der Freiwilligen Feuerwehr 

1) Die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüneburg wird von der Stadtbrandmeisterin oder 

dem Stadtbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 9 NBrandSchG). Im Verhinde-

rungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch die stellvertretende 

Stadtbrandmeisterin oder den stellvertretenden Stadtbrandmeister. Es kann auf Verlangen 

durch die Hansestadt Lüneburg oder nach entsprechender Beschlussfassung des Stadtkom-

mandos eine zweite stellvertretende Stadtbrandmeisterin oder ein zweiter stellvertretender 

Stadtbrandmeister ernannt werden. Sofern zwei stellvertretende Stadtbrandmeisterinnen oder 

stellvertretende Stadtbrandmeister ernannt worden sind, ist durch den Stadtbrandmeister oder 

die Stadtbrandmeisterin eine Reihenfolge in der Vertretung zu bestimmen. Sie sind im Dienst 

Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr. 

2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Hansestadt Lüneburg erlassene „Anweisung 

der Stadt Lüneburg für die Stadtbrandmeisterin / den Stadtbrandmeister“ zu beachten. 

3) Stadtbrandmeisterin oder Stadtbrandmeister, Ortsbrandmeisterinnen und Ortsbrandmeister 

sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter müssen persönlich und fachlich geeignet sein. 

Sie müssen insbesondere praktische Erfahrungen im Feuerwehrdienst besitzen und an den 



 
 

vorgeschriebenen Ausbildungslehrgängen einer zentralen Ausbildungseinrichtung eines Lan-

des mit Erfolg teilgenommen haben (§ 20 Abs. 3 NBrandSchG). 

4) Wenn die Voraussetzungen für eine Funktion nach Abs. 3 nicht in vollem Umfang erfüllt 

sind, ist eine kommissarische Beauftragung mit der Wahrnehmung der entsprechenden Funk-

tion – längstens für die Dauer von zwei Jahren - möglich, wenn die Bewerberin oder der Be-

werber mindestens die Ausbildung für die nächst nachgeordnete Funktion nachweisen kann. 

§ 12 der Verordnung über die kommunalen Feuerwehren (FwVO) gilt entsprechend. 

5) Falls sowohl die Standbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister als auch die Stellvertre-

terinnen und die Stellvertreter die Dienstobliegenheiten nicht wahrnehmen können, kann die 

Hansestadt Lüneburg einer anderen geeigneten Führerin oder einem anderen geeigneten 

Führer einer taktischen Einheit die Leitung der Feuerwehr – begrenzt auf bestimmte, genau 

bezeichnete Aufgaben und auf eine bestimmte Zeit – übertragen. 

§ 3 Leitung der Ortsfeuerwehr 

1) Die jeweilige Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister 

geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen 

Dienstangelegenheiten durch die stellvertretende Ortsbrandmeisterin oder den stellvertreten-

den Ortsbrandmeister. Es kann auf Verlangen des Stadtbrandmeisters oder der Stadtbrand-

meisterin oder nach entsprechender Beschlussfassung des Ortskommandos eine zweite stell-

vertretende Ortsbrandmeisterin oder ein zweiter stellvertretender Ortsbrandmeister ernannt 

werden. Sofern zwei stellvertretende Ortsbrandmeisterinnen oder stellvertretende Ortsbrand-

meister ernannt worden sind, ist durch den Ortsbrandmeister oder die Ortsbrandmeisterin eine 

Reihenfolge in der Vertretung zu bestimmen. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der 

Ortsfeuerwehr. 

2) Im Einzelnen regeln sich die Dienstobliegenheiten nach der von der Hansestadt Lüneburg 

erlassenen Anweisung für die Ortsbrandmeisterin bzw. den Ortsbrandmeister und die Zugfüh-

rerin bzw. den Zugführer bei der Feuerwehr Lüneburg. 

§ 4 Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten 

1) Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Ein-

satzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr die für die Fachgruppen erforderlichen Führungs-

kräfte. 

2) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister bestellt aus der Einsatzabteilung der 

Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die entsprechend der Wehrgliederung erforderlichen 

Führerinnen und Führer und stellvertretenden Führerinnen und stellvertretenden Führer der 

taktischen Feuerwehreinheiten „Zug“ für die Dauer von sechs Jahren und „Gruppe“ für die 

Dauer von drei Jahren. 

3) Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst Vorgesetzte der Angehörigen 

ihrer jeweiligen taktischen Einheit. 

4) Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister können Führungskräfte nach Maßgabe des § 8 

Abs. 7 FwVO abberufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbe-

sondere vor, wenn die Führungskräfte 

1. die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuerwehr geschädigt haben, 



 
 

2. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Verhalten erheblich gestört haben 

oder 

3. die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können. 

Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Angehörigen der jeweiligen taktischen 

Einheit der Ortsfeuerwehr und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den abberufenen Füh-

rungskräften wird der bisherige Dienstgrad belassen. Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadt-

brandmeister ist über die beabsichtigten Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu unterrichten. 

§ 5 Stadtkommando 

1) Das Stadtkommando unterstützt die Stadtbrandmeisterin oder den Stadtbrandmeister. Da-

bei obliegen dem Stadtkommando insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr inner-

halb der Hansestadt Lüneburg und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe, 

b) Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mitteln einschließlich Sonderlöschmit-

teln und Geräten und technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und die Durchfüh-

rung von Hilfeleistungen, 

c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages der Hansestadt Lüneburg für 

den Bereich Freiwillige Feuerwehr, 

d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm– und Einsatzplänen und Plänen für die 

Löschwasserversorgung sowie deren laufende Ergänzung, 

e) Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs, 

f) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sowie Be-

ratung bei deren Entsendung zu Lehrgängen, 

g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übungen, 

h) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvorschriften und sonstiger Sicher-

heitsbestimmungen, 

i) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfsplanung, 

j) Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 4 Nr. 3 NBrandSchG. 

2) Das Stadtkommando besteht aus 

a) der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister als Leiterin oder Leiter, 

b) der ersten stellvertretenden Stadtbrandmeisterin oder dem ersten stellvertretenden Stadt-

brandmeister und der zweiten stellvertretenden Stadtbrandmeisterin oder dem zweiten stell-

vertretenden Stadtbrandmeister als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes, 

c) den Ortsbrandmeisterinnen oder den Ortsbrandmeistern als Beisitzerinnen oder Beisitzer 

kraft Amtes, 



 
 

d) den Zugführerinnen oder Zugführern der Ortsfeuerwehr Lüneburg-Mitte als Beisitzerinnen 

oder Beisitzer kraft Amtes, 

e) der Schriftwartin oder dem Schriftwart als bestellte Beisitzerin oder Beisitzer ohne Stimm-

recht.  

3) Die Beisitzerin oder der Beisitzer nach Absatz 2 Buchstabe e) werden auf Vorschlag der in 

Absatz 2 Buchstabe a) bis d) genannten Stadtkommandomitglieder von der Stadtbrandmeis-

terin oder dem Stadtbrandmeister aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen 

Feuerwehr Lüneburg für die Dauer von sechs Jahren bestellt. Die Trägerinnen und Träger 

anderer Funktionen können als weitere nicht stimmberechtigte Beisitzerinnen und Beisitzer für 

die Dauer von sechs Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Stadtkommando aufge-

nommen werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1. 

4) Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister kann weitere Mitglieder der Feuerwehr 

oder sachkundige Personen zu Sitzungen des Stadtkommandos zuziehen. Diese haben kein 

Stimmrecht. 

5) Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 2 Satz 

1 Buchst. c und die Trägerinnen und Träger anderer Funktionen nach Absatz 3 bei Vorliegen 

eines wichtigen Grundes nach Anhörung des Stadtkommandos vorzeitig abberufen. 

6) Das Stadtkommando wird von der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister bei 

Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der 

Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt 

werden. Das Stadtkommando ist einzuberufen, wenn die Hansestadt Lüneburg oder mehr als 

die Hälfte der Stadtkommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen. Die Ober-

bürgermeisterin oder der Oberbürgermeister sowie die für das Feuerwehrwesen zuständige 

Dezernats- und Bereichsleitung können an allen Sitzungen des Stadtkommandos mit beraten-

der Stimme teilnehmen. 

7) Das Stadtkommando ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung mehr als 

die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 

8) Beschlüsse des Stadtkommandos werden mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder ge-

fasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon 

wird, wenn ein Mitglied des Stadtkommandos es verlangt, schriftlich abgestimmt.  

9) Stimmberechtigte Mitglieder des Stadtkommandos sind nur die in Absatz 2 Buchst. a) – d) 

genannten Personen. Die Gewichtung ihrer Stimmen ist wie folgt geregelt: 

- Stadtbrandmeister/in               2 Stimmen 

- erste/r stellvertretende/r Stadtbrandmeister/in 2 Stimmen 

- zweite/r stellvertretende/r Stadtbrandmeister/in 2 Stimmen 

- Ortsbrandmeister/in     2 Stimmen 

- Zugführer/in      1 Stimme 

Weitere soweit bestellte Mitglieder des Stadtkommandos (z.B. Stadtjugendfeuerwehrwart, 

Stadtkinderfeuerwehrwart und Stadtausbildungsleiter) haben kein Stimmrecht.  



 
 

10) Bei Abstimmungen in Bezug auf die Notwendigkeit einer zweiten Stellvertretung der Stadt-

brandmeisterin oder des Stadtbrandmeisters im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 3 haben die Stadt-

brandmeisterin oder der Stadtbrandmeister sowie die erste stellvertretende Stadtbrandmeis-

terin oder der erste stellvertretende Stadtbrandmeister kein Stimmrecht.  

11) Ist ein Mitglied des Stadtkommandos bei der Teilnahme verhindert, sind lediglich die je-

weiligen offiziell eingesetzten Stellvertreterinnen oder Stellvertreter stimmberechtigt. Weitere 

Ersatzteilnehmer haben kein Stimmrecht.  

12) Über jede Sitzung des Stadtkommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der 

Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister und einem weiteren Mitglied des Stadtkom-

mandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist.  

§ 6 Ortskommando 

1) Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister. Dem 

Ortskommando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a, b, d, e, f, g, 

h und i aufgeführten Aufgaben. 

2) Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme von Mitgliedern in die jeweilige Orts-

feuerwehr, über die Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der Orts-

feuerwehr sowie über den Ausschluss eines Mitgliedes (§ 17). 

3) Das Ortskommando besteht aus 

a) der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als Leiterin oder Leiter, 

b) der ersten stellvertretenden Ortsbrandmeisterin oder dem ersten stellvertretenden Orts-

brandmeister und der zweiten stellvertretenden Ortsbrandmeisterin oder dem zweiten stellver-

tretenden Ortsbrandmeister als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes, 

c) den Führerinnen und Führern taktischer Feuerwehreinheiten (§ 4) als Beisitzerinnen oder 

Beisitzer kraft Amtes,  

d) der Schriftwartin oder dem Schriftwart als bestellte Beisitzerin oder Beisitzer. 

Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c) werden von der Ortsbrandmeisterin 

oder dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr auf 

Vorschlag der jeweiligen Einheit als Zugführer für die Dauer von sechs Jahren bestellt. Träge-

rinnen und Träger anderer Funktionen - z. B. Gruppenführerinnen und Gruppenführer sowie 

deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter - können als stimmberechtigte Beisitzerinnen und 

Beisitzer für die Dauer von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Ortskommando 

aufgenommen werden. § 5 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 

Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 3 Satz 1, 

Buchst. c) und d) sowie Trägerinnen und Träger anderer Funktionen, bei Vorliegen eines wich-

tigen Grundes nach Anhörung des Ortskommandos vorzeitig abberufen. 

4) Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister bei Be-

darf, mindestens jedoch zweimal im Jahr mit einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Ta-

gesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt wer-



 
 

den. Das Ortskommando ist einzuberufen, wenn die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrand-

meister oder mehr als die Hälfte der Ortskommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 

verlangen. Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister können an allen Sitzungen 

des Ortskommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Beschlüsse des Ortskommandos 

gelten § 5 Abs. 6 bis 8 entsprechend. 

5) Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der Orts-

brandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister und einem weiteren Mitglied des Ortskommandos 

(Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 

Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister zuzuleiten. 

§ 7 Mitgliederversammlung 

1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegenheiten der Ortsfeuerwehr, für die 

nicht die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister, die Ortsbrandmeisterin oder der 

Ortsbrandmeister, das Stadtkommando oder das Ortskommando im Rahmen dieser Satzung 

oder anderer Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr 

a) die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätigkeitsberichts), 

b) die Entgegennahme des Berichtes über die Dienstbeteiligung, 

c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern. 

2) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister 

bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die Han-

sestadt Lüneburg oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der Ortsfeuerwehr dies unter Angabe 

des Grundes verlangen. Ort und Zeit der Mitgliederversammlung sind mindestens zwei Wo-

chen vorher unter Mitteilung der Tagesordnung in den Feuerwehrhäusern bekannt zu geben. 

An der Mitgliederversammlung soll jeder Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr 

teilnehmen. Angehörige anderer Abteilungen können teilnehmen. 

3) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister 

geleitet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 

(Abs. 4) anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen unter Einhal-

tung der Ladungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung ein-

zuberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder be-

schlussfähig ist. Auf die Beschlussfähigkeit der erneuten Mitgliederversammlung ist in der Ein-

ladung hinzuweisen. 

4) Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die nicht übertragen werden kann 

(stimmberechtigtes Mitglied). Angehörige anderer Abteilungen haben beratende Stimme. Eine 

Briefwahl ist nicht zulässig. 

5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst; 

Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon wird, 

wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche Abstimmung durchgeführt. 

6) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der Ortsbrand-

meisterin oder dem Ortsbrandmeister und dem Schriftwart zu unterzeichnen ist. Eine Ausfer-

tigung der Niederschrift ist der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister zuzuleiten. 



 
 

§ 8 Verfahren bei Vorschlägen 

1) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Besetzung durch die Mitgliederver-

sammlung erfolgt, wird schriftlich abgestimmt. Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn nie-

mand widerspricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen ist, wer die Mehrheit der Stimmen 

erhält. 

2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstimmung statt, durch die das 

Mitglied vorgeschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Die Anzahl 

der Wahlgänge ist auf drei begrenzt.  

Führen die Wahlgänge zu keinem Ergebnis, wird innerhalb von vier Wochen unter Einhaltung 

der Ladungsfrist eine neue Wahl durchgeführt. 

3) Über den dem Rat der Hansestadt Lüneburg nach § 20 Abs. 4 NBrandSchG abzugebenden 

Vorschlag der in das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufenden Führungskräfte (Stadtbrand-

meisterin oder Stadtbrandmeister, Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister sowie deren 

Stellvertreterinnen und Stellvertreter) wird schriftlich abgestimmt. Wird bei mehr als zwei Be-

werberinnen oder Bewerbern im ersten Abstimmungsgang nicht die für den Vorschlag nach § 

20 Abs. 5 NBrandSchG erforderliche Mehrheit erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen 

den beiden Bewerberinnen oder Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, 

durchzuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, ist wie in Absatz 2 zu 

verfahren. 

§ 9 Angehörige der Einsatzabteilung 

1) Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohnerinnen und Einwohner der Han-

sestadt Lüneburg, die das 16. Lebensjahr, aber noch nicht die jeweils geltende Höchstalters-

grenze vollendet haben, können Angehörige der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr 

werden. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten erfor-

derlich. Angehöriger der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr kann auch werden, wer 

der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde angehört und regel-

mäßig für Einsätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied § 12 Abs. 2 NBrandSchG). 

2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu 

richten. Anträge von Doppelmitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren Bereich 

die regelmäßige Teilnahme an Einsätzen erfolgen soll. Die Hansestadt Lüneburg fordert ein 

Führungszeugnis und ein ärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerberin-

nen und Bewerber an. Sie trägt die Kosten. Ab dem 16. Lebensjahr ist eine Feuerwehrdienst-

tauglichkeitsuntersuchung durchzuführen, ab dem 18. Lebensjahr ist eine Untersuchung nach 

dem Grundsatz 26.3- Atemschutztauglichkeit nachzuweisen. Im Rahmen der Fürsorgepflicht 

kann die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister vom jeweiligen Mitglied eine aktuelle 

ärztliche Bescheinigung der Feuerwehrdiensttauglichkeit anfordern. 

3) Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das Ortskommando (§ 6 Abs. 2). 

Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister hat die Hansestadt Lüneburg über die 

Stadtbrandmeisterin oder den Stadtbrandmeister vor der Bekanntgabe der Entscheidung über 

den Aufnahmeantrag zu unterrichten. 



 
 

4) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten im Dienst beschließt das Orts-

kommando über die Bewährung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO). Bei der endgültigen Auf-

nahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben:  

„Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr 

pünktlich und gewissenhaft zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten.“ 

5) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann Angehörige der Altersabteilung, die 

die Voraussetzungen des § 12 Abs. 6 NBrandSchG erfüllen, an Übungsdiensten der Ortswehr 

teilnehmen lassen. Diese Wehrmitglieder können im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 

auch zu Einsätzen herangezogen werden, wenn sie am Übungsbetrieb regelmäßig teilneh-

men. Bei Alarmierung gelten diese Einsatzkräfte als herangezogen. Im Rahmen dieser Tätig-

keiten unterliegen sie der fachlichen Aufsicht durch die Stadtbrandmeisterin oder den Stadt-

brandmeister. 

§ 9 a Hauptberufliche Wachbereitschaft 

1) Die Hansestadt Lüneburg kann nach 14 NBrandSchG ohne Berufsfeuerwehr die Freiwillige 

Feuerwehr durch eine Abteilung "Hauptberufliche Wachbereitschaft" verstärken. 

2) Die in dieser Abteilung Beschäftigten verrichten ihren Dienst nicht ehrenamtlich. Damit bildet 

die Abteilung „Hauptberufliche Wachbereitschaft“ in der freiwilligen Feuerwehr kraft Gesetzes 

neben der Einsatzabteilung der ehrenamtlich in der Freiwilligen Feuerwehr tätigen Mitglieder 

eine weitere eigene Einsatzabteilung. Gleichwohl sind die Mitglieder der Hauptberufliche 

Wachbereitschaft nicht kraft Gesetzes Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr. 

3) Die Hauptberufliche Wachbereitschaft kann durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

kommunalen feuerwehrtechnischen Dienstes unterstützt werden. Einzelheiten über die Zu-

sammenarbeit zwischen den ehrenamtlichen Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren und 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hauptberuflichen Wachbereitschaft werden durch 

eine gesonderte Dienstanweisung geregelt. 

§ 10 Angehörige der Altersabteilung 

1) Angehörige der Einsatzabteilung sind in die Altersabteilung zu übernehmen, wenn sie die 

jeweils geltende Höchstaltersgrenze erreicht haben. 

2) Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag oder auf Beschluss des Ortskom-

mandos in die Altersabteilung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der Einsatzabtei-

lung auf Dauer nicht mehr ausüben können. 

3) Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veranstaltungen Dienstkleidung tra-

gen. 

4) Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem Einverständnis zu Diensten außerhalb 

des Übungs- und Einsatzdienstes herangezogen werden. 

§ 11 Mitglieder der Kinder- und Jugendfeuerwehren 

1) Kinder- und Jugendfeuerwehren können in jeder Ortsfeuerwehr eingerichtet werden. 



 
 

2) Kinder aus der Hansestadt Lüneburg können nach Vollendung des 6., aber noch nicht des 

12. Lebensjahres Mitglied in der Kinderfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwilligung 

der Erziehungsberechtigten vorliegt. 

3) Jugendliche aus der Hansestadt Lüneburg können nach Vollendung des 10. Lebensjahres, 

aber noch nicht des 18. Lebensjahres Mitglied in der Jugendfeuerwehr werden, wenn die 

schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorliegt. 

4) Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendfeuerwehr entscheidet die Ortsbrandmeiste-

rin oder der Ortsbrandmeister auf Vorschlag der Kinder- oder Jugendfeuerwehr. 

5) Im Zweifelsfall der gesundheitlichen Eignung ist ein ärztliches Attest der Ortsbrandmeisterin 

oder dem Ortsbrandmeister vorzulegen. Gesundheitliche Einschränkungen des Mitgliedes 

können auch in einem Elterngespräch erläutert werden. Dies entbindet nicht von der Pflicht 

zur Vorlage eines Attestes. 

§ 12 Angehörige der Ehrenabteilung und fördernde Mitglieder 

1) Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohnerinnen und Einwohner der Hansestadt Lüne-

burg, die sich besondere Verdienste um den kommunalen Brandschutz und die Hilfeleistung 

erworben haben, können auf Vorschlag des Ortskommandos nach Anhörung der Stadtbrand-

meisterin oder des Stadtbrandmeisters durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern 

der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden. 

2) Die Förderung der Kameradschaftspflege unter den Angehörigen der Lüneburger Feuer-

wehren ist ausschließlich Aufgabe des Stadtfeuerwehrverbandes Lüneburg e.V., der auch die 

Interessen der Feuerwehrangehörigen vertritt. 

§ 13 Rechte und Pflichten 

1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben 

gewissenhaft auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben 

der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. Angehörige der Einsatzabteilung, die 

aus persönlichen Gründen vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungs-

dienst verhindert sind, können auf Antrag nach Beschluss durch das Ortskommando durch 

den Ortsbrandmeister befristet beurlaubt oder freigestellt werden. Eine Beurlaubung darf 

längstens 12 Monate andauern, eine Verlängerung der Unterbrechung ist nicht möglich. Wäh-

rend der Dauer der Beurlaubung oder Freistellung ruhen die Rechte und Pflichten als Ange-

höriger der Einsatzabteilung. 

2) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehenen 

Übungsdienst und sonstigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Auf-

gaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. 

3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 

die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob fahrlässiger Be-

schädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen sowie von Geräten kann die 

Hansestadt Lüneburg den Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstkleidung darf 

außerhalb des Dienstes nicht getragen werden. 



 
 

4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen Bestimmungen un-

fallversichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerweh-

ren“ zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies an die Sicherheitsbeauf-

tragten und der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister zu melden. Dies gilt auch 

für Erkrankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind. 

5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehrdienstes ein Schaden an seinem 

privaten Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend. Bei der Schadenre-

gulierung von privatem Eigentum sind die Rundschreiben der Hansestadt Lüneburg sowie des 

Kommunalen Schadensausgleich (KSA) zu beachten (Mobiltelefone, Tablets, Notebooks 

usw.). 

6) Das Mitglied unterliegt einer Mittelungspflicht gegenüber der Ortsbrandmeisterin oder dem 

Ortsbrandmeister, wenn eine schwerwiegende Erkrankung gemäß dem FUK Info-Blatt G26 

vorliegt, die die Teilnahme am Einsatz und Übungsdienst beeinträchtigen könnte. Bei Vorlie-

gen einer Schwangerschaft ist dies umgehend mitzuteilen. 

§ 14 Verleihung von Dienstgraden 

1) Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabteilung nur unter Beachtung der §§ 8 ff 

FwVO verliehen werden. 

2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuerwehr bis zum Dienstgrad „Erste 

Hauptfeuerwehrfrau oder Erster Hauptfeuerwehrmann“ vollzieht die Ortsbrandmeisterin oder 

der Ortsbrandmeister auf Beschluss des Ortskommandos. Die Verleihung bedarf der Zustim-

mung der Stadtbrandmeisterin oder des Stadtbrandmeisters. Verleihungen ab Dienstgrad 

„Löschmeisterin oder Löschmeister“ vollzieht die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrand-

meister auf Beschluss des Orts- und Stadtkommandos. Die Verleihung eines Dienstgrades an 

Funktionsträgerinnen und Funktionsträger der Stadtfeuerwehr vollzieht die Stadtbrandmeiste-

rin oder der Stadtbrandmeister auf Beschluss des Stadtkommandos. 

§ 15 Beendigung der Mitgliedschaft 

1) Die Mitgliedschaft endet durch: 

a) Austrittserklärung 

b) Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 

wurde 

c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr 

d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes in der Hansestadt Lüneburg 

bei Angehörigen der Einsatzabteilung 

e) Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmitgliedern 

f) Ausschluss. 

2) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der Kinderfeuerwehr 

darüber hinaus 



 
 

a) mit der Auflösung der Kinderfeuerwehr 

b) mit der nach Vollendung des zehnten Lebensjahres möglichen Übernahme als Mitglied der 

Jugendfeuerwehr, spätestens jedoch mit Vollendung des 12. Lebensjahres. 

3) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der Jugendfeuer-

wehr über Absatz 1 hinaus 

a) mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr 

b) mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres möglichen Übernahme als Angehöriger der 

Einsatzabteilung, spätestens jedoch mit Vollendung des 18. Lebensjahres. 

4) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann zu jedem Monatsende erfolgen. Der Aus-

tritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr schriftlich zu erklären 

5) Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabteilung zu entlassen, wenn sie sich 

in der Probezeit nicht bewähren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie können in 

eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernommen werden, wenn sie die Voraus-

setzungen für eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen. 

6) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwilligen Feuerwehr ausgeschlos-

sen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann 

vor, wenn ein Mitglied: 

1. seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verletzt (grundloses Fern-

bleiben vom Einsatz-, Übungs- und Ausbildungsdienst über einen Zeitraum von mehr als drei 

Monaten) 

2. fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht befolgt 

3. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Verhalten erheblich stört 

4. das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat 

5. rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt worden ist 

6. innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch Äußerungen oder tatsächliche 

Handlungen zu erkennen gibt, dass es die freiheitlich demokratische Grundordnung nicht an-

erkennt 

7. Tätlichkeiten während des Einsatz- oder Übungsdienstes oder kameradschaftlicher Veran-

staltungen begangen hat 

8. die gesundheitliche Eignung (Feuerwehrdiensttauglichkeit oder Atemschutzuntersuchung 

(§ 9 Abs. 2 Satz 2)) nicht innerhalb eines halben Jahres nach Fälligkeit nachweist. 

7) Ein Verhalten nach den Ziffern 1, 2, 3, 4, 6, 7 oder 8 wird nach Abstimmung durch das 

Ortskommando schriftlich gegenüber dem Mitglied der Feuerwehr durch die Ortsbrandmeiste-

rin oder den Ortsbrandmeister abgemahnt. Diese Abmahnung ist vor Bekanntgabe der Stadt-

brandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister vorzulegen. Ebenso kann die Stadtbrandmeiste-

rin oder der Stadtbrandmeister unter Beschluss des Stadtkommandos eine schriftliche Abmah-

nung gegenüber Mitgliedern der Feuerwehr beantragen. 



 
 

Nach Erhalt der zweiten schriftlichen Abmahnung wird ein Ausschlussverfahren gemäß Abs. 

8 ff eingeleitet. 

8) Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr be-

schließt das Ortskommando für die Angehörigen der Ortsfeuerwehr bzw. das Stadtkommando 

für die Angehörigen der Stadtfeuerwehr. Das Verwaltungsverfahren wird durch die Hansestadt 

Lüneburg geführt. Vor der Entscheidung über den Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr 

ist der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister und der oder dem Betroffenen Gele-

genheit zur Stellungnahme zu geben.  

9) Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der Kinder- oder Jugendfeuerwehr können, 

wenn gegen sie ein Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von der Ortsbrandmeisterin oder 

dem Ortsbrandmeister bzw. der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister bis zur Ent-

scheidung über den Ausschluss suspendiert werden. 

10) Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der Einsatzabteilung hat die Orts-

feuerwehr über die Stadtbrandmeisterin oder den Stadtbrandmeister der Hansestadt Lüneburg 

schriftlich anzuzeigen. 

11) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen Feuerwehr sind innerhalb ei-

ner Woche Dienstkleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle sonstigen zu 

Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei der Ortsfeuerwehr abzugeben. Die 

Ortsfeuerwehr bestätigt dem ausscheidenden Mitglied den Empfang der zurückgegebenen 

Gegenstände und händigt ihm auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer der Mitglied-

schaft und den Dienstgrad aus. 

12) Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegenstände nach Absatz 11 Satz 1 

von dem ausgeschiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgegeben, kann 

die Hansestadt Lüneburg den Ersatz des entstandenen Schadens bis zur Höhe der Wieder-

beschaffungskosten verlangen. 

§ 16 Inkrafttreten 

1) Diese Satzung tritt nach Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 

 

2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr der Hansestadt Lüne-

burg vom 21.07.2021 außer Kraft. 

 

Lüneburg, __.__.____ 

Hansestadt Lüneburg 

 

Kalisch 

Oberbürgermeisterin 
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